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			„Anerkennung verdient“

			Ex-Präsident Fernando de la Rúa gestorben 
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			Fernando de la Rua im Dezember 2001. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/jea/dpa) - Der frühere Präsident Fernando de la Rúa ist tot. Er starb am Dienstag am Unabhängigkeitstag im Alter von 81 Jahren in einem Krankenhaus in der Provinz Buenos Aires. „Ich bedauere den Tod von Ex-Präsident Fernando de la Rúa“, schrieb der amtierende Staatschef Mauricio Macri auf Twitter. „Seine demokratische Amtsführung hat die Anerkennung aller Argentinier verdient. Lasst uns seiner Familie in diesem Moment beistehen.“

			De la Rua war sehr jung in die Politik eingetreten, war Mitglied der radikalen Bürgerunion (UCR),und gewann 1973 die Wahl zum Senator der Bundeshauptstadt. Nach einer langen parlamentarischen Karriere wurde er dann 1997 zum Stadtchef von Buenos Aires gewählt. Dann gelang ihm 1999, mit dem Sieg über den justizialistischen Kandidaten Eduardo Duhalde, der Sprung zur Präsidentschaft. De la Rua gehört zu den gemäßigten Politikern mit unerschütterlicher demokratischer Überzeugung.

			De la Rúa führte Argentinien von Dezember 1999 bis zum Dezember 2001, als er vorzeitig zurücktrat. In seine Amtszeit fiel eine schwere Wirtschaftskrise. Der Internationale Währungsfonds (IWF) hatte Argentinien zwar hohe Milliardenkredite zugesagt, forderte im Gegenzug aber einen harten Sparkurs. Die Regierung fror im November 2001 die Bankkonten von Millionen Bürgern ein, als der IWF eine Kredittranche verweigerte, weil die zugesagten Sparziele nicht erreicht worden waren.

			Die Bevölkerung ging daraufhin auf die Straße und blockierte Bankfilialen, es kam zu Plünderungen. In Buenos Aires gab es Tote und Verletzte, als die Polizei gegen Demonstranten vorging. Spontan waren diese Proteste gewiss nicht. Es wurde jedoch nicht untersucht, wer dies organisiert hat, ob von Duhalde, der nachher Präsident wurde, oder sonst jemand. Aber der Peronismus war ohne Zweifel dabei.Als die Situation völlig außer Kontrolle geriet, flüchtete De la Rúa am 20. Dezember 2001 per Hubschrauber aus dem Präsidentenpalast Casa Rosada in Buenos Aires, nachdem er seinen Rücktritt eingereicht hatte. 

			Seither führte er ein zurückgezogenes Leben, ohne sich in die Politik einzumischen. Ein klägliches Ende für einen großen Politiker. De la Rua hätte nicht zurücktreten dürfen, sondern weiter regieren und versuchen sollen, die schwierige Lage zu meistern. Denn schließlich war bei der Verfassungsreform von 1994 die Amtszeit des Präsidenten von sechs auf vier Jahre verkürzt worden, um Staatsstreiche oder vorzeitige Rücktritte zu vermeiden.

			[image: impressum.png] 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png] 

			Der politische Pilotenstreik

			Flugverkehr in Ezeiza und Aereoparque lahmgelegt

			Buenos Aires (AT/jea) - Am Freitag der Vorwoche haben die Gewerkschaften von Aerolineas Argentinas ganz plötzlich das Luftfahrtpersonal zu einer Protestversammlung gegen die Luftfahrtpolitik der Regierung aufgerufen. Daraufhin mussten um die fünfzig Flüge eingestellt werden, und ca 5000 Passagiere mussten stundenlang in den Flughäfen Ezeiza und Aeroparque warten, oder auf ihren Flug verzichten. Am Freitag gab es sehr viele Passagiere, weil ein langes Wochenende bevorstand, das bis zum Mittwoch reicht. Die Gewerkschafter haben für ihre Versammlung einen Zeitpunkt gewählt, der einen besonders großen Schaden verursacht. 

			Es war formell kein Streik, aber effektiv doch einer, der illegal war, weil er nicht in einer Versammlung des Personals verfügt und vorzeitig angekündigt worden war. Außerdem war er nicht durch einen Arbeitskonflikt bedingt. Die Regierung ist somit befugt, gegen die Gewerkschaften vorzugehen, und Verkehrsminister Guillermo Dietrich hat in diesem Sinn schon harte Maßnahmen angekündigt. Eigentlich müsste diesen Gewerkschaften die sogenannte “Gewerkschaftspersönlichkeit” entzogen werden, die der Staat ihnen gewährt, damit die Unternehmen den Gewerkschaftsbeitrag der Belegschaft abziehen und dann die Gewerkschaften übertragen muss. Das ist jedoch bisher nicht geschehen. In einer Wahlperiode ist es für die Regierung schwierig, hart vorzugehen.

			Im Grunde müsste der Arbeitsvertrag des Luftfahrtpersonals von Aerolineas gründlich revidiert werden, da er viele wirklich unhaltbare Bestimmungen enthält, wie die, dass die Arbeitszeit ab Antritt der Fahrt von ihrem Heim zum Flugplatz berechnet wird, wobei diese mit einem von Aerolineas bezahlten Taxi und nicht einem öffentlichen Verkehrsmittel erfolgt. Ebenfalls sind die Aufenthalte im Ausland bei internationalen Flügen anormal lang, wobei auch 5-Sternehotels verwendet werden, was allgemein nicht üblich ist.

			Es ging am Freitag um einen Protest gegen die Zulassung anderer Airlines, vor allem der sogenannten “low cost”, und auch gegen die Zulassung unbeschränkter Flüge zwischen Argentinien und den Vereinigten Staaten. Die Gewerkschafter wittern dahinter ein Manöver zur Zerstörung von Aerolineas Argentinas, obwohl dieses Unternehmen rein staatlich ist und auch dieses Jahr eine Subvention erhält, die über eine Millionen Dollar pro Tag ausmacht, zu der noch Steuervergünstigungen u.a Vorteile hinzukommen. Bei diesen Motivationen handelt es sich unmissverständlich um einen politische und somit illegalen Streik.

			Im Grunde besteht ein unlauterer Wettbewerb von Aerolineas gegenüber den anderen Fluggesellschaften, die unter schwierigen Bedingungen tätig sind. Die kolumbianische Avianca hat schon aufgegeben, und andere Unternehmen weisen hohe Verluste auf. Sie machen ihr Bestehen u.a. von der Genehmigung des sogenannten “interchange-Systems” abhängig, das in einem Pilotenaustausch besteht, so dass Piloten, die irgendwohin fliegen, beim Rückflug in einem anderen Flugzeug eingesetzt werden können, eventuell auch von einer anderen Airline. Doch auch das wird von den Gewerkschaften von Aerolineas schroff angelehnt. Sie wollen im Grunde ein Monopol von Aerolineas, mit einer hohen Subvention, die auch all die Exzesse beim Arbeitsvertrag und bedeutende Gehaltserhöhungen deckt. Doch das ist nicht vereinbar mit der schwierigen Lage der Staatsfinanzen und der Notwendigkeit der Ausmerzung des Staatsdefizits.

			Die Präsenz der neuen Flugunternehmen hat zu einer Zunahme der internen Flüge geführt, wobei Personen, die sonst im Omnibus reisten, auf das Flugzeug übergegangen sind, was die Omnibusunternehmen schon spüren. Am Freitag war der Flugverkehr auf dem Flugplatz “El Palomar”, den Flybondi und Norwegian verwenden, normal. Diese Unternehmen haben eigene Arbeitsverträge und die Belegschaft untersteht nicht den Gewerkschaften von Aerolineas, die ständig Krach machen. 

			Der Streik ist stark politisch bedingt, wobei man den Kircherismus dahinter vermutet, der der Macri-Regierung Schwierigkeiten machen will. Einer dieser Gewerkschafter hat sich auch politisch geäußert, und erklärt, dass sie das baldige Ende der Macri-Regierung herbeiführen will. Womit er sein illegales Vorgehen offen zugegeben hat.
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			Die Woche in Argentinien

			Macri weiht ein

			Innenminister Frigerio und Transportminister Dietrich haben 90 öffentliche Investitionen ausgewählt, die sich in Gang befinden, zum Teil schon seit 2016, die jetzt beschleunigt werden sollen, so dass sie vor den PASO-Wahlen fertig sind, wenn möglich in den nächsten Tagen, so dass sie Präsident Macri persönlich einweihen kann, bevor die Sperrfrist beginnt, die vor den Wahlen besteht. Ein großer Teil entfällt auf die Bundeshauptstadt und Umgebung und auch La Plata. Einige Objekte sind sehr bedeutend, wie die Hebung der Schienen der Eisenbahn San Martín in der Bundeshauptstadt, die 11 Bahnkreuzungen abschafft, die Verlängerung des Metrobus auf der nördlichen Ausfahrt aus der Stadt Buenos Aires (Straße 8), die Erneuerung der Schienen bei der Bahnstrecke von José Leon Suarez bis Bancalari, die Beendigung der ersten Etappe des Ausbaus des Vega-Flusses, um Überschwemmungen im Stadtteil Saavedra zu vermeiden, und die neue Eisenbahnwerkstatt in Tolosa.

			Die Regierung will zeigen, dass sie auf dem Gebiet der Infrastruktur viel getan hat, um die Lebensbedingungen der Bevölkerung zu verbessern, und sich hier von der Regierung von Cristina differenzieren, die nur wenige Infrastrukturinvestitionen durchführte, wobei Überpreise und eine schlampige Durchführung die Regel waren. Wähler wird dies auf alle Fälle bringen, besonders bei denjenigen, die direkt von einer Infrastrukturinvestition profitieren.

			Geisterbahnhof Dellepiano

			Der Busbahnhof Dellepiano im Buenos-Aires-Stadtteil Villa Soldati scheint sich zu einem echten Flop zu entwickeln. Denn die vor zwei Jahren eingeweihte Anlage bei der Straßenkreuzung Perito Moreno und Zuviria wird kaum genutzt. Eigentlich war geplant, dass 35 Prozent des Fernbusverkehrs von dem Terminal im Süden der Hauptstadt abgewickelt werden. Stattdessen sind es nun gerade mal zwei Prozent - und dass auch nur, weil die Stadtregierung ein solches Minimum festgelegt hat. Von einer Entlastung des Busbahnhofs Retiro kann keine Rede sein. Seitens der Busgesellschaften wird vor allem bemängelt, dass der Busbahnhof keinen ausreichenden Anschluss an den öffentliche Personennahverkehr hat. Weder Züge noch U-Bahnen fahren dorthin. Lediglich einige wenige Buslinien erreichen Dellepiano. Die Stadtregierung versuchte, die Busgesellschaften durch (befristete) kostenlose Nutzung für den neuen Busbahnhof zu gewinnen. Doch bislang erfolglos. Lediglich während des G20-Gipfels, als Retiro aus Sicherheitsgründen gesperrt war, war ausreichend Betrieb im Busbahnhof Dellepiano, dessen Bau Mauricio Macri in seiner einstigen Funktion als Bürgermeister der Hauptstadt auf den Weg gebracht hatte. Eine grundsätzliche Lösung des Problems steht jedoch noch aus. 

			Hisbollah Terrororganisation
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			Eine Uhr in der U-Bahnstation Pasteur-AMIA erinnert an den Zeitpunk des Anschlags. Am 18. Juli jährt er sich zum 25. Mal. (Foto: stk)

			Präsident Mauricio Macri hat beschlossen, die islamische Terroristenorganisation Hisbollah, formell und per Dekret zur Terroristenorganisation zu erklären. Das bedeutet dann, dass Mitglieder dieser Gruppe sich nicht mehr frei in Argentinien bewegen können, wie es jetzt der Fall ist. Ob man sie entdeckt, ist eine andere Frage.

			Die gerichtliche Untersuchung des Attentates auf das jüdische Hilfswerk AMIA vom 18. Juli 1994, bei dem 85 Menschen ermordet wurden, hat ergeben, dass die Hisbollah es verübt hat, mit Unterstützung der lokalen Botschaft des Iran. Die Beweislast hatte genügt, damit Interpol die Festnahme von acht Beamten und ehemaligen Beamten der Iran-Regierung verfügte, die somit Iran nicht verlassen konnten. Unter der Regierung Cristina Kirchner hatte es Bestrebungen gegeben, die Haftbefehle aufheben zu lassen.

			Der 15. Jahrestag des Attentates auf die AMIA trifft jetzt mit dem Besuch des US-Außenministers Mike Pompeo zusammen, der bei einer Veranstaltung, die die Regierung am 19. Juli am Platz der ehemaligen AMIA organisiert, anwesend sein wird, wo Pompeo von Außenminister Jorge Faurie und AMIA-Präsident Ariel Eichbaum begleitet wird. (AT/jea/mc)
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			Erfolgreiche Drogenbekämpfung

			Von Juan E. Alemann

			Der Konsum von Rauschgift, vornehmlich Marihuana und Kokain, war in Argentinien bei Beginn der Demokratie im Jahr 1983 eine Ausnahmeerscheinung. Die Regierungen, die nacheinander kamen, haben bis zu der von Mauricio Macri das Problem nicht ernst genommen und einfach zugesehen, wie sich der Drogenhandel und Konsum in erschreckendem Umfang ausweitete. 

			Der Rauschgiftkonsum zerstört die Gesellschaft von innen. Menschen, die in einer Periode ihrer Jugend nicht wissen, was sie mit ihrem Leben anfangen sollen, neigen leicht dazu, Drogen zu konsumieren. Und dann werden sie süchtig und können es nicht mehr lassen. Das geht so weit, dass sie stehlen und morden, um sich das nötige Kleingeld zu besorgen. Sie geben ihre ethischen Grundwerte auf und verlieren dabei die Fähigkeit und die Lust, zu arbeiten, und sind zum Tode verurteilt, der in wenigen Jahren eintritt.

			Der Drogenhandel ist auf einer gigantischen Korruption aufgebaut. Zwischen dem Preis für das frisch erzeugte Kokain, irgendwo in Bolivien, Kolumbien oder sonstwo, und dem Endpreis, den der Konsument bezahlt, besteht eine Differenz von eins zu hundert, die Schmiergelder in großem Ausmaß einschließt, die an Polizisten, Politiker und hohe Beamte gehen. Es ist für einen Polizisten mit einem geringen Gehalt und finanziellen Problemen nicht einfach, ein Schmiergeld von zehntausend Dollar abzulehnen. Und eine so korrupte Regierung, wie die von Cristina Kirchner, konnte schließlich auch diese Korruption nicht ernsthaft bekämpfen.

			Unter Macri ist es anders geworden. Sicherheitsministerin Patricia Bullrich ist energisch und systematisch gegen den Drogenhandel vorgegangen, und hat dabei mehrere Tonnen von Marihuana und Kokain beschlagnahmt und etliche Drogenhändler verhaftet. Und die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat 12.000 Polizisten entlassen, in vielen Fällen wegen Mitwirkung am Drogenhandel. Zwei mutige Frauen! Denn die Drogenhändler schrecken vor einem Mord nicht zurück. Vidal muss deshalb in einem Wohnviertel der Luftwaffe wohnen, statt in ihrem Heim. 

			Jetzt hat die Regierung 41 Brigaden mit 164 Polizeibeamten geschaffen, die sich auf den Kleinhandel konzentrieren, zunächst in ärmeren Vierteln der Umgebung der größeren Städte. Der Kampf geht nicht nur vom Grossistenhandel bis zum Kleinhandel, sondern auch umgekehrt. Schon vorher waren unzählige Verkaufsstellen, sogenannte Bunker, also meistens prekäre Gebäude, in denen Drogen verkauft werden, abgerissen worden. In einem Fall wurde jetzt ein größeres Verkaufszentrum in einen Gemüsegarten umgewandelt, der von der Gemeinde San Miguel abhängt. 

			Viele Familien, die sahen wie ihre Kinder drogensüchtig wurden, hatten schon seit Jahren bei den Behörden den sichtbaren Einzelhandel gemeldet, aber es geschah nichts. Das hat sich jetzt geändert, so dass es eine intensive Zusammenarbeit von Bevölkerung und Polizei gibt. In Kürze wird es wohl kaum noch Drogenbunker geben. 

			Die Ministerin Bullrich wies darauf hin, dass der Erfolg bei der Bekämpfung des Drogenhandels, wesentlich zur Verringerung der Morde beigetragen hat, die in diesen Jahren stattgefunden hat. Doch das Problem ist nicht so einfach, weil die Händler schließlich doch Wege finden, um Rauschgift zu verkaufen. 

			Die Süchtigen müssen als Kranke behandelt werden, wenn möglich bevor sie auf Raub und Mord übergehen. Sie brauchen dringend ärztliche Behandlung, und die öffentlichen Hospitäler müssen über spezialisierte Ärzte für diesen Zweck verfügen. Auch müssen Eltern und Lehrer über die Symptome aufgeklärt werden, die bei Jugendlichen auftreten. All dies fehlt noch.
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			Im Blickfeld: „Letzter Diktator Europas“

			Von Ulf Mauder

			Bei den gerade auch von deutschen Sportlern gefeierten Europaspielen in Minsk sah sich Weißrusslands Staatschef Alexander Lukaschenko wieder in seinem Element. Vergessen schien alle Kritik von Menschenrechtlern etwa an zwei gerade vollstreckten Todesurteilen und der Unterdrückung Andersdenkender. Stattdessen ließ sich der 64-Jährige, der vor 25 Jahren (am 10. Juli 1994) erstmals Präsident wurde, feiern. Das Land zwischen EU-Mitglied Polen und Russland sieht sich inzwischen ganz selbstbewusst als „letzte Diktatur Europas“.

			Keine politisch verantwortliche Persönlichkeit auf dem Kontinent ist so lange an der Macht wie Lukaschenko, der auch seinen Freund, den russischen Präsidenten Wladimir Putin, in puncto Amtsjahren in den Schatten stellt. Als „bekloppt“ bezeichnete der frühere Direktor eines sowjetischen Agrargroßbetriebs (Sowchose) einmal die westlichen Demokratien. Der Mann mit der hohen Stirn und dem markanten Schnauzer und begeisterte Eishockeyspieler meinte selbst einmal, er sei „lieber Diktator als schwul“.

			Seine Sprecherin Natalja Eismont legte im Jubiläumsjahr nach; das hiesige Diktatur-Modell sei schon so etwas wie ein „Markenname“ für eine erfolgreiche Staatsform. „In der Welt könnte es zu einer Nachfrage nach Diktatur kommen“, meinte sie. Ringsum gebe es Chaos. In Weißrussland oder Belarus hingegen herrschten Disziplin und Ordnung. Unerwähnt bliebt, dass Lukaschenko politische Gegner ausschaltet, Wahlen und Medien steuert und seine Söhne in wichtigen Funktionen platziert und das Land insgesamt wie einen Familienbetrieb führt.

			Experten sind der Meinung, dass die meisten Bürger in dem Land mit rund neun Millionen Einwohnern sich angesichts von Krieg und Armut im Nachbarland Ukraine abfinden mit ihrer Lage, die Ruhe und die Stabilität schätzen. Es gibt wenige kritische Stimmen von Einfluss wie die Literaturnobelpreisträgerin Swetlana Alexijewitsch, die sich gegen den Bau eines neuen Atomkraftwerks einsetzt.

			„Taktik und Glück haben ihm geholfen, so lange an der Macht zu bleiben“, sagt Expertin Maryna Rakhlei, die für den deutschen Marshall Fund aktuell in ihrer Heimat unterwegs ist. Einen Teil des Erfolgs des Systems sieht sie auch darin, dass in Belarus anders als in Russland keine einflussreiche Oligarchenschicht zugelassen werde.

			Lukaschenko beherrsche vielmehr eine „Schaukelpolitik“ zwischen der EU und Russland und habe es immer verstanden, einen Teil des Geldes an das Volk weiterzugeben, sagt Rakhlei. Auch China sei ein großer Investor in Belarus. Bei den Parlamentswahlen im Herbst und bei der Präsidentenwahl 2020 erwartet sie keine Veränderungen.

			Zwar gebe es inzwischen zwei Oppositionspolitikerinnen im Parlament - und keine politischen Gefangenen mehr. Die Zivilgesellschaft und Kultur habe mehr Freiräume. Es entwickele sich eine lebendige IT-Szene. „Das sind aber nur kleine Zugeständnisse. Bei einer inneren oder äußeren Bedrohung lässt sich das rasch wieder zurückdrehen“, sagt Rakhlei. „Es gibt lediglich eine leichte Öffnung, keine strukturellen Reformen, so dass die Kontrolle nicht verloren geht.“

			Überstanden hat Lukaschenko in einem Vierteljahrhundert an der Macht viel, darunter Sanktionen des Westens wegen des einst gewaltsamen Vorgehens gegen Oppositionelle. Auch prallt die Kritik an ihm ab, dass Weißrussland als letztes Land in Europa die Todesstrafe vollstreckt - und zwar per Genickschuss.

			Die Bertelsmann Stiftung führte Belarus in ihrem Transformationsindex für Schwellen- und Entwicklungsländer von 2018 auf Platz 86 und damit noch hinter China (81) und deutlich hinter Russland (70). Zwar habe sich das Verhältnis zur EU und zu den USA normalisiert, aber demokratische Fortschritte seien nicht zu erwarten, hieß es in dem Länderbericht.

			Zum Amtsjubiläum erinnern Minsker Medien an Lukaschenkos Weltreisen aus 25 Jahren. Und daran, wie der „Batka“ (Vater) genannte Staatschef seinen unehelichen Sohn Kolja mit zu Staatsvisiten nimmt. Fotos mit dem damaligen US-Präsidenten Barack Obama und dem Papst im Vatikan sollen zeigen, dass der Autokrat überall willkommen ist.

			Im Jahr des Jubiläums sind Stabilität und Souveränität Lukaschenkos Themen. Es geht darum, sich trotz der Abhängigkeit etwa von Russlands Öl und Gas nicht einverleiben zu lassen vom großen Nachbarn. Moskau und Minsk diskutieren gerade intensiv die Zukunft ihres schon vor Jahren gegründeten Unionsstaates.

			Zudem dient sich Lukaschenko wieder als Dienstleister im Ukraine-Konflikt an. Schon 2015 war er Gastgeber der Friedensgespräche in Minsk mit Kanzlerin Angela Merkel, Putin und den Präsidenten der Ukraine und Frankreichs. Eine Neuauflage des Minsker Treffens ist im Gespräch. Und der als „bauernschlau“ beschriebene Lukaschenko hofft einmal mehr auf die große Bühne der Weltpolitik.
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			Randglossen

			Die Stadtregierung von Buenos Aires teilte in der Vorwoche mit, dass über tausend Menschen auf den Straßen der Stadt schliefen, die Stadtverwaltung jedoch über 2300 Betten verfüge, von denen die meisten frei sind und den Obdachlosen zur Verfügung stehen. Soziale Organisationen wiesen darauf hin, dass über 3000 und sogar 7000 auf den Straßen übernachten. Gezählt haben sie sie bestimmt nicht. Warum schlafen diese Menschen bei grimmiger Kälte auf der Straße? Es wurde gesagt, dass viele eine Matratze und sonst noch was haben, Dinge, die sie hüten müssen, da sie sonst verschwinden. Doch im Wesen handelt es sich um etwas anderes. Psychiater weisen darauf hin, dass diese Menschen meistens an irgend einer psychischen Krankheit leiden und die Welt anderes auffassen als wir. Sonst wäre es unverständlich, dass sie auf ein warmes Bett verzichten und auf der Straße frieren.

			Geht‘s noch? Ja, es geht noch. Traditionelle Parteien könne noch Wahlen gewinnen. In Griechenland etwa hat die konservative Nea Demokratia die absolute Mehrheit im Parlament errungen und stellt seit Montag mit Kyriakos Mitsotakis den Regierungschef. Wie er das geschafft hat? Ganz einfach. Er hat den Linken Alexis Tsipras links überholt. Tsipras hat mit seiner neugegründeten Syriza-Partei zwei Wahlen gewonnen, weil er versprochen hat, die Griechen von der Last des von der EU verordneten Sparprogramms zu befreien. Das hätte er sich sparen können, denn er musste weiter sparen. Mitsotakis, der das Sparprogramm als Finanzminister begonnen hatte, versprach jetzt dessen Ende und Steuererleichterungen. Den Griechen bleibt wirklich nichts erspart.

			Dass selbst Sozialdemokraten noch Wahlen gewinnen können, hat die Dänin Mette Frederiksen bewiesen. Sie hat die Rechtsliberalen und die Rechtspopulisten rechts überholt.  Im Zentrum des Wahlkampfs der dänischen Sozialdemokraten stand nicht etwa soziale Gerechtigkeit, sondern eine harte Migrationspolitik. Dass man damit punkten kann, hat der rechtspopulistische italienische Innenminister Matteo Salvini gezeigt. Vor nicht einmal zehn Jahren hetzte er noch gegen süditalienische „Wirtschaftsflüchtlinge“, die im Norden Italiens Arbeit suchten. Inzwischen sieht er den Feind südlicher und ist auch in Süditalien beliebt. Man kann nur hoffen, dass die deutsche SPD sich nicht Anregungen aus diesen europäischen Ländern holt. Sonst gibt es bei den Sozialdemokraten bald eine Doppelspitze mit Thilo Sarrazin und Kevin Kühnert.
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			Der konfliktive BIP-Coupon 

			Die Regierung hat die Klage des Geierfonds Aureliuns zurückgewiesen, die sich auf einen Trick bezog, den die argentinische Regierung vollzogen haben soll, als sie die Berechnung der Zunahme des Bruttoinlandsproduktes geändert hat, um eine Zahlung zu vermeiden. Dieser Fonds hatte Wachstumscoupons gekauft, die anlässlich der Umschuldung von 2005 ausgegeben worden waren, bei denen eine Zahlung erfolgte, wenn das BIP in einem Jahr über 3,22% stieg. Bei der ursprünglichen Berechnung, auf der Basis des Jahres 2003, hätte das Jahr 2014 eine Zunahme von 3,5% ausgewiesen, was eine Zahlung von u$s 3 Mrd. bedeutet hätte. Doch Wirtschaftsminister Axel Kicillof verfügte nach Bekanntgabe dieser Tatsache eine Änderung der Berechnungsbasis, und gelangte dabei auf eine Zunahme von 2,8%, sodass keine Zahlung erfolgte. 

			Der Fonds Aurelius vertritt die Meinung, dass die nachträgliche Änderung der Methodologie nicht zulässig ist. Die argentinische Regierung hat jetzt das Argument vom ehemaligen Wirtschaftsminister Axel Kicillof beim zuständigen US-Gericht vorgebracht, was merkwürdig erscheint. Kicillof hätte die Änderung der Berechnung des BIP lange vorher verfügen müssen, was er versäumt hat. Die übliche Schlamperei der Kirchner-Regierungen.

			Der Fall zeigt erneut, dass dieser Wachstumscoupon (den Wirtschaftsminister Lavagna und sein Finanzsekretär Nielsen 2005 erfunden haben), ein großer Fehler war. Die Gläubiger haben den Coupon nicht als ein Vorteil empfunden, und viele haben ihr zu einem Schleuderpreis verkauft. Ohnehin ist die Berechnung des BIP sehr ungenau. Angenommen, jetzt würde eine Neuberechnung des BIP ab 2000 erfolgen und es ergäbe sich dabei eine Zunahme, die weit über der bisher ausgewiesenen liegt, wie es nach unserer Ansicht der Fall wäre, würde dies den Staat mehrere Milliarden Dollar kosten. Somit muss von dieser Neuberechnung, die Argentinien in einem besseren Licht erscheinen ließe, Abstand genommen werden. Es wäre auf alle Fälle vernünftig, wenn das Schatzamt diese Coupons so weit wie möglich auf dem Markt kauft, und sich danach mit den restlichen Inhabern über eine Abfindung einigt. Auch dieser Konflikt gehört zur Kirchner-Erbschaft.

			Es verbleibt noch ein potentieller Konflikt mit den Staatstiteln in Pesos, die mit dem CER-Index berichtigt werden, und vielen Gläubigern anlässlich der Umschuldung übergeben wurden. Der CER, der im Wesen den Index der Konsumentenpreise wiedergibt, blieb somit ab Januar 2007, hinter der effektiven Inflation zurück, wie sie mehrere private Wirtschaftler berechneten, wobei das Ergebnis dann als Durchschnitt von Oppositionsdeputierten im sogenannten “Kongressindex” aufgenommen wurde. Handelssekretär Guillermo Moreno hatte den Index der Konsumentenpreise ab 2007 grob gefälscht (was formell ein Verbrechen ist), so dass die Zunahmen viel niedriger als die des Kongressindices waren. Ab Mitte 2016 wurde der Index der Konsumentenpreise wieder richtig berechnet, aber die vorangehende Periode von 9 Jahren und 6 Monaten wurde nicht korrigiert. Wenn jemand jetzt den Sprung zwischen dem alten und dem neuen Index auf die vorangehenden Jahre verteilt, dann ergibt sich eine gewaltige Zunahme, die sich automatisch auf den CER-Index überträgt. Die Inhaber dieser Staatspapiere mit CER-Berichtigung könnten dann eine hohe Zahlung vom Staat fordern. Bisher haben sie es jedoch unbegreiflicherweise nicht getan.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 43,09, gegen $ 43,25 eine Woche zuvor. Der Kurs steigt seit Ende April nicht mehr, und steht seit Anfang Juni unter Druck: er ging seither um $ 2,8 pro Dollar zurück, und gleichzeitig sank die Landesrisikorate von 904 auf 787 Basispunkte (gleich 7,87 Prozentpunkte Unterschied zwischen der Rendite argentinischer Staatspapiere, die in New York kotieren, und der der US-Schatzscheine). Ebenfalls sank der Zinssatz für Leliq, der diese Woche bei Unterbringung von $ 272,25 Mrd. 58,5% erreichte. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 63,55 Mrd., gegen u$s 64,10 eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.6.20 bei $ 62,50, was einen Zinssatz von 50,75% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 3,84%, womit er um 41,31% über Ende Dezember 2018 liegt.

			***

			Die Staatstitel lagen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Hausse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: +0,47%; Argentina 2021: +0,34%; Argentina 2026: +9,46%; Argentina 2045: +0,18%; Bonar 2024: +0,34%.

			*** 

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 24 Karat zu $ 1.804 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 1.806,87). Gold zu 18 Karat wurde auch diese Woche nicht gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 4.7.19 um 20,82%, bei einer Abnahme von 3,56% in den letzten 30 Tagen. Der Notenumlauf stieg in 12 Monaten um 18,32%, und die Depositen bei der ZB nahmen um 26,52% zu. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 14,87%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen des Bankensystems stiegen in 12 Monaten zum 4.7.19 um 34.36% auf $ 3,21 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen in dieser Periode um 0,94% auf $ 1,61 Bio. ab. Die Dollardepositen stiegen um 7,50% auf u$s 34,14 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 0,14% auf u$s 16,20% ab.

			***

			Der Construya-Index, den die Fabrikanten von Baumaterialien auf der Grundlage ihrer Lieferungen aufstellen, lag im Juni 2019 um 13,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber nur (saisonbereinigt) um 0,48% unter Mai 2019. Die anormalen Regenfälle vom Juni haben die Bautätigkeit und somit den Bezug von Baumaterialien verringert.

			***

			Der Exportzoll wurde durch Dekret 464/19 für zahlreiche regionale Produkte von $ 4 auf $ 3 pro Dollar gesenkt. Dies betrifft Reis, Obst aller Art, Knoblauch, Zwiebeln, Kürbis u.a. Gemüsearten, Ednuss, Honig, die Maissorte “Pisingallo” u.a. Produkte. All diese Produkte stellten 2018 einen Exportwrt von u$s 2,27 Mrd. dar. Bei mehreren dieser Produkte hat im1.Quartal 2019 eine starke Zunahme stattgefunden.

			***

			Im Mai 2019 trafen in Argentinien 19,6% mehr Touristen auf dem Luftweg ein als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Hingegen reisten 16,3% weniger derjenigen, die in Argentinien wohnhaft sind, ins Ausland. Gegenüber April 2019 nahm die Zahl der Einreisenden um 6,1% ab.

			***

			AFIP-Direktor Leandro Cuccioli erklärte, dass die Steuer auf finanzielle Renten (Zinsen) zu Einnahmen von ca. $ 5 Mrd. geführt habe. Er sagte auch, die Schulden der Steuerzahler gegenüber der AFIP, einschließlich derjenigen, die sich den Programmen über Ratenzahlung angeschlossen haben, $ 350 Mrd. betrüge.

			***

			Das Landwirtschaftssekretariat hat durch Beschluss 327/19 verfügt, dass bei 16 Schlachthöfen, die die Hilton-Exportquote in der Periode 2018/19 nicht erfüllt haben, 332,64 Tonnen von der Quote 2019/20 abgezogen werden. Diese Menge wird dann anderen Exporteuren zugeteilt. Es ist das erste Mal, dass die Nichterfüllung dieser Quote bestraft wird.

			***

			 

			Der Internationale Währungsfonds hat letztes Jahr Argentinien einen Kredit von u$s 56 Mrd. gewährt, der den größten Teil der Standbykredite deckt, die gegenwärtig bestehen und u$s 67.7 Mrd. ausmachen, und außer Argentinien noch Irak, Jamaika, Ukraine und Armenien umfassen. Bis Juni 2019 waren dieses Jahr u$s 10,8 Mrd. ausgezahlt worden, und im Juli kommen noch u$s 5,4 Mrd. hinzu. Im Oktober 2019 sollen dann noch u$s 5,4 Mrd. und im Dezember 2019 u$s 970 Mio. ausgezahlt werden. Die Macri-Regierung endet somit mit einem ausgezahlten Betrag von fast u$s 50 Mrd., und der Rest entfällt auf die nächste Regierung. Die Opposition kritisiert, dass der IWF-Kredit eingesetzt worden sei, um die Kapitalflucht zu finanzieren. Indessen wurden an erster Stelle Schulden gegenüber privaten Gläubigern und dem Pariser Klub getilgt. Der ehemalige Wirtschaftsminister von Cristina, Axel Kicillof deutete an, dass es bei einer Regierungsübernahme durch Alberto Fernández und Cristina wieder eine Kontrolle der Kapitalüberweisungen geben werde, was selbstverständlich auch Dollarkäufe einschließt und als “cepo” (ein Folterinstrument der Kolonialzeit) getauft wurde.

			***

			Ende Mai 2019 lag die Staatsverschuldung, in Dollar berechnet, bei u$s 329,89 Mrd., gab das Schatz- und Finanzministerium bekannt. Die Schuld hat im Laufe dieses Jahres um u$s 2,30 Mrd. abgenommen, nachdem, sie bis April um u$s 2,1 Mrd. gestiegen war. In den ersten 5 Monaten 2019 hat der Staat neue Schulden für u$s 51,48 Mrd. aufgenommen, und Schulden für u$s 47,62 Mrd. getilgt. Obwohl die Schuld somit um u$s 3,86 Mrd. gestiegen ist, hat die Abwertung die Staatsschuld in Pesos, bei ihrer Umwandlung in Dollar um u$s 1,91 Mrd. verringert. Die Pesoschuld besteht im Wesen in Staatspapieren, die bei der ZB, der ANSeS und der Banco Nación untergebracht sind. Die gesamte Staatsschuld liegt jetzt um u$s 93,62 Mrd. über der von u$s 240,66 Mrd., die Ende 2015 bestand. Ein Teil der Zunahme beruht auf Schulden, die schon vorher bestanden, aber nicht gebucht wurden, weil noch Prozesse liefen. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC lag im Mai 2019 um 6,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, lag aber saisonbereinigt um 0,6% über April 2019. Die höchsten interannuellen Abnahmen betrafen Kraftfahrzeuge und was dazugehört (-22,2%), Möbel und Matratzen (-22,6%) und Textilien (-19,8%). Hingegen lagen Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke nur um 0,9% unter dem Vorjahr. Die ersten 5 Monate 2019 lagen um 9,8% unter dem Vorjahr.

			***

			Der Index der Bautätigkeit des INDEC (benannt ISAC, Indice sintético de la actividad de la construcción) lag im Mai 2019 um 3,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch saisonbereinigt um 2,5% über April 2019. Die ersten 5 Monate 2019 lagen um 8,9% unter dem Vorjahr. Von den 13 Baumaterialien, die das INDEC erhebt, wiesen 9 eine negative Entwicklung auf. Interannuelle Zunahmen verzeichnen Zement, Gips, Hahnarmaturen, nahtlose Stahlröhren und Flachglas. Doch der Asphaltkonsum ging in 12 Monaten um 42,3% zurück, was den geringeren Umfang der Straßenreparaturen zum Ausdruck bringt.

			***

			Zum ersten Mal in 20 Jahren wird die Maisernte dieses Jahr (57 Mio. Tonnen) die von Sojabohne ( 55,6 Mio. Tonnen) übertreffen. Der Übergang von Sojabohne auf Mais, der in der Periode 2018/19 stattgefunden hat, hat eine positive Wirkung auf den Boden.

			***

			Die Stadtverwaltung der Bundeshauptstadt hat ein großes Grundstück im Stadtbezirk Colegiales, genannt “El Dorrego” bei einer Versteigerung für u$s 20 Mio. an die Genossenschaft Sancor Seguros verkauft. Auf dem Gelände von 11.000 qm sollen bis zu 33.000 qm gebaut werden, von denen 5.000 qm für ein neues audiovisuelles Zentrum bestimmt sind. Der Rest soll vorwiegend für Büros bestimmt werden.

			***

			Bei den Lohnverhandlungen der Bankangestellten wurde ab 1. Juli eine Gehaltserhöhung von 10,5% auf das Gehalt von Ende 2018 vereinbart, so dass es mit der Zulage von 10% im 1.Quartal und 9,5% im zweiten insgesamt 30% sind. Der Mindestlohn beträgt jetzt $ 48.889,80. Im vierten Quartal sollen die Gehälter noch einmal erhöht werden, so dass sie im Laufe des Jahres die Inflation (Zunahme des Indices der Konsumentenpreise) ausgleichen.

			***

			Am Freitag der Vorwoche konnte die ZB Leliq-Schatzscheine zu leicht unter 60% unterbringen. Im April waren es noch 74%, und seither ist der Zinssatz kontinuierlich gesunken. Am Freitag wurden $ 246,5 Mrd. untergebracht, $ 93 Mio. mehr, als die Leliq, die verfielen.

			***

			Die Erneuerung der Frachteisenbahn San Martín (Buenos Aires und Rosario bis Mendoza) schreitet zügig voran. Die Gesamtinvestition für die Erneuerung von Schienen, Instandsetzung von Brücken u.s.w., beträgt u$s 1,9 Mrd., und wird von der chinesischen CRCC finanziert, die mit den Arbeit betraut wurde. In der Vorwoche wurde die Vollendung der Instandsetzung der Strecke von 44 Km. angekündigt, die von der YPF-Raffinerie in Luján de Cuyo bis Fray Luis Beltrán (In Mendoza) führt, wo sie mit der Strecke bis Rosario verbunden wird. Das erlaubt jetzt 4 bis 5 Züge von je 27 Waggons, mit je 50 Tonnen Koks der Raffinerie, zu befördern. Dabei werden an die 200 Lastwagen pro Woche ersetzt.

			***

			Der Umsatz des Einzelhandels lag im Juni um 18,2% über Mai, berichtet der Verband CAME. Das war eine direkte Folge der Wiederaufnahme des Kreditprogramms “Ahora 12”, das in Krediten zu niedrigen Zinsen (die die Unternehmen zum Teil übernehmen) für dauerhafte Konsumgüter beruht. Dennoch lag Juni 2019 um 12,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Im Juni 2019 erfasste das Kreditprogramm nur einige Tage, so dass für Juli ein stärkere Sprung erwartet wird.

			*** 

			Der Generalsekretär der Gewerkschaft der Bankangestellten, Sergio Palazzo, forderte, dass die Angestellten der sogenannten Fintech-Unternehmen (wie Mercado Pago, Pago Fácil u.a.) auch in das Abkommen der Bankangestellten eingeschlossen werden. Marcos Galperín, der Mercado Libre kontrolliert, antwortete ihm mit dem Hinweis, dass es sich hier um eine andere Tätigkeit handle, die auf der Informatiktechnologie beruhe. In der Tat würde sich ein Problem bei der Einstufung dieser Fachleute in die Kategorien des Arbeitsvertrages für Bankangestellten ergeben, der ohnehin veraltet ist und die technologische Revolution nicht in ihrer ganzen Tragweite berücksichtigt.

			***

			Die Regierung der Vereinigten Staaten hat am Montag eine bedeutende Verringerung des Importzolles auf argentinisches Biodieselöl bekanntgegeben. Im Jahr 2016 hatte die Regierung einer Klage des Verbandes der Biodieselölfabrikanten (National Biodiesel Board) stattgegeben, und einen Zollsatz von fast 150% verfügt. Das Argument war, dass die Sojabohne (mit der das Öl und dann das Biodieselöl erzeugt wird) einen hohen Exportzoll hatte, der beim Biodieselöl nicht bestand, so dass der Rohstoff Sojabohne auf dem Binnenmarkt künstlich verbilligt wurde, was eine indirekte Subvention für Biodieselöl darstellt. Dieser differenzielle Exportzoll besteht seit Mitte 2018 nicht mehr.Vor der Schließung des US-Markes exportierte Argentinien um die 1,5 Mio. Tonnen Biodieselöl für etwa u$s 1,3 Mrd. pro Jahr. Mit der Senkung des Atidumpingzolles ist das Problem jedoch nicht gelöst, weil der Import von Biodieselöl weiter erschwert wird. Es ist jedoch ein erster wichtiger Schritt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Präsident Mauricio Macri erklärte, dass Brasilien und Argentinien nach dem Freihandelsabkommen Mercour-EU die Möglichkeit erwägen, eine ähnliches Abkommen mit den Vereinigten Staaten abzuschließen. Das Thema soll in der Zusammenkunft von Vertretern der beiden Regierungen behandelt werden, die für den 17. Juli in Santa Fé vorgesehen ist. Macri stellte auch Freihandelsabkommen mit der EFTA (Schweiz, Norwegen, Island und Lichtenstein), mit Kanada und auch mit Südkorea in Aussicht.

			***

			In Brasilien erreichte die Inflation, gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise, im Juni 2019 nur 0,01%, so dass es im 1. Halbjahr 2019 2,23% waren. Beim Vergleich mit Juni 2018 ergibt sich eine Zunahme von 3,37%, die somit unter dem Höchstziel des Plansolls der Regierung, von 4,25%, liegt.

			***

			Die Reform des Pensionierungsystems wurde in Brasilien von der Deputiertenkammer mit 379 gegen 131 Stimmen verabschiedet, wobei das offizielle Projekt korrigiert wurde. Doch der wesentliche Aspekt, nämlich die Einführung eines Mindestalters (65 Jahre bei Männern und 62 Jahre bei Frauen) bleibt. Gegenwärtig besteht kein Mindestalter, sondern nur die Bedingung, dass Beiträge während 30 Jahren geleistet wurden, so dass viele Menschen unter 50 Jahren in Pension gehen. Die Reform soll dem Staat in einem Jahrzehnt u$s 230 Mrd. sparen. Obwohl die sozial-liberale Partei von Bolsonaro im Parlament nur mit einer Minderheit vertreten ist, hat die Regierung die Zustimmung anderer Parteien erreicht, was die Regierungfähigkeit des Präsidenten stärkt.

			***

			Geschäftsnachrichten

			FADEA

			Der Staat betreibt eine Flugzeugfabrik in Córdoba unter dem Namen FADEA, (Fábrica Argentina de Aviones). Die Fabrik wurde nach dem Krieg unter der Regierung von Perón errichtet, der damals ein Flugzeugmodell mit Hilfe deutscher Fachleute baute. In den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts hatte die Firma 80 Pucará-Flugzeuge an Uruguay, Kolumbien, Sri Lanka und Großbritannien geliefert. 

			Unter der Regierung von Menem wurde die Fabrik an die US-Firma Lockheed abgetreten, die sie jahrelang betrieb. Damals waren gebrauchte Flugzeuge dieser Firma für die Luftwaffe in den USA gekauft worden, die hier zunächst instand gesetzt werden mussten, so dass Lockheed ausreichende Arbeit für die Fabrik hatte. Dieses Geschäft ging dann zu Ende, und Néstor Kirchner verfügte schließlich die Rückverstaatlichung, wobei er dann versuchte, sich mit der brasilianischen Embraer über gemeinsamen Flugzeugbau zu einigen. Es kam jedoch nur zur Lieferung bestimmter Teile, was nicht entfernt ausreichte, um die Fabrik zu beschäftigen.

			Erst unter der Macri-Regierung wurde die Fabrik wieder in Gang gesetzt. In der Vorwoche wurden zwei Flugzeuge des Modells Pampa für u$s 28 Mio. an Guatemala verkauft. Die Einheiten werden in diesem Jahr geliefert, und FADEA wurde auch mit der Wartung beauftragt. Diese Flugzeuge, die für Ausbildung der Piloten der Luftwaffe und Grenzkontrollen bestimmt sind, sind gleich wie andere, die die argentinische Luftwaffe bezogen hat. Außer dem Pampa arbeitet die Fabrik an der Instandsetzung von 8 Helikoptern für das Heer und die Gendarmerie. Ebenfalls wird FADEA sich mit der Instandhaltung von 40 Boeing 737 und Airbus 320 von Latam befassen, und auch die Wartung der Boeing 737-800 von Flybondi übernehmen, sowie auch die Firmen Andes, Jetsmart und Norwegian bedienen.

			Die Bilanz von 2015 schloss mit einem Defizit von $ 1,4 Mrd. 2018 erhielt FADEA nur noch $ 340 Mio. vom Schatzamt, und dieses Jahr sollten es $ 260 Mio. sein, wobei es dank dem Guatemala-Geschäft weniger sein dürften. 2015 beschäftigte das Unternehmen 1.600 Arbeitnehmer, von denen 600 erst ab 2009 aufgenommen wurden. Unter der Macri-Regierung wurde die Belegschaft auf 800 Personen verringert, und jetzt wird wieder Personal aufgenommen. 40 Arbeitnehmer wurden schon im März-April aufgenommen und weitere 40 sind bis Ende Jahr vorgesehen. Die Betriebskosten wurden gesenkt, und auch die Verschuldung wurde verringert. Nach einem Jahrzehnt ohne ein einziges Flugzeug zu erzeugen, lieferte die Firma 2018 drei Pampa II für die Luftwaffe. Und jetzt kommt noch viel mehr hinzu.

			San Antonio

			Dieses Unternehmen, das Bohrungsdienste für Erdölunternehmen durchführt, hat u$s 48 Mio. in neue Anlagen und neue Technologien der Zementierung von Bohrungen und der Zerbrechung von Gestein investiert. Die Anlage EISAI-652 ist die modernste, die es im Land gibt. Sie ist für nicht konventionelle Bohrungen in Vaca Muerta bestimmt. Der Geschäftsführer der Firma, Walter Forwood, erklärte, San Antonio sei das einzige Unternehmen der Branche mit einem eigenen Trainingszentrum und internationalen Ausweisen.

			BAPRO

			Die Bank der Provinz Buenos Aires, geleitet von Juan Curutchet, hat eine Verdoppelung des Betrages bekanntgegeben, der für den Diskont von Schecks zu einem Sonderzinssatz von 29% eingesetzt wird. Es sind zusätzliche $ 4,6 Mrd. Im ersten Halbjahr 2019 hat die Bank $ 22 Mrd. für den Diskont von Schecks von kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes) eingesetzt, 10% mehr als der Betrag, der im ganzen Jahr 2018 für diesen Zweck verwendet wurde.

			Lineas Delta Argentino

			Dieses Unternehmen, das seit 27 Jahren auf dem Gebiet des Flusstransports tätig ist, hat am Samstag der Vorwoche mit einem wöchentlichen Dienst von Tigre bis Carmelo, in Uruguay, begonnen, nachdem die Firma Cacciola, die den Personetransport im Tigre-Delta betreibt, diese Strecke aufgegeben hat. Lineas Delta Argentino wird zunächst für diese Strecke ihr Flussschiff Francisco C, mit einer Kapazität von 108 Passagieren, verwenden, beabsichtigt jedoch in Kürze ein größeres Motorschiff einzusetzen.
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			Überlegungen zum Freihandelsabkommen Mercosur-EU

			Von Juan E. Alemann

			Der Abschluss des Freihandelsabkommens des Mercosur mit der Europäischen Union wurde, wie zu erwarten, in Argentinien zunächst stark politisiert, was besonders in einer Periode der Wahlkampagne nicht anders sein konnte, umso mehr als die zwei großen Gegner grundsätzlich entgegengesetzte Auffassungen über die Beziehung der argentinischen Wirtschaft zur Weltwirtschaft vertreten. Macri tritt für Öffnung und Integrierung in die Weltwirtschaft ein, Cristina und ihre Leute für Abschottung und begrenzte Öffnung, mit viel Protektionismus. Macri will das Zahlungsbilanzproblem mit höheren Exporten und Auslandsinvestitionen lösen, Cristina mit Substitution von importierten Produkten durch solche lokaler Fabrikation, und durch Verhinderung der Kapitalflucht. 

			Im Prinzip hat Macri recht. Der internationale Handel trägt zur Zunahme des Bruttoinlandsproduktes der einzelnen Staaten bei, wobei diejenigen, die sich mehr geöffnet haben, stärker gewachsen sind als andere. Das ist eine Tatsache. Der Welthandel ist in den letzten Jahrzehnten stärker gestiegen als das weltweite Bruttoinlandsprodukt, was ein schlagender Beweis für die These ist, dass der Handel zum Wachstum beiträgt. Allein, der Übergang von einer geschlossenen Wirtschaft auf eine offene ist traumatisch, weil kurzfristig große Probleme entstehen und es sogar zunächst in diesen Fällen einen BIP-Rückgang geben kann. Politisch wirkt die kurzfristige Aussicht stärker als die langfristige Perspektive.

			Änderungen in den letzten 20 Jahren 

			Die Verhandlungen über das Freihandelsabkommen Mercosur-EU wurden vor 20 Jahren eingeleitet. Inzwischen hat sich sehr viel geändert. In diesen Jahren sind China u.a. Länder des fernen Orients als große Käufer von Getreide, Ölsaaten und Rindfleisch aufgetreten, so dass die Abhängigkeit Argentiniens von Europa stark abgenommen hat. Auch ist es so, dass die ehemalige Sowjetunion Weizen früher in hohen Mengen importierte, und dabei der Hauptkunde von Argentinien war, während die Staaten, die nach der Spaltung der Sowjetunion auftraten, jetzt Weizen in hohen Mengen exportieren. 

			Auch wenn die argentinische Wirtschaft zu den geschloßensten der Welt gehört, hat sich viel geändert. An erster Stelle sei bemerkt, dass die Schließung, gemessen am Koeffizient des Außenhandels im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt, zu falschen Schlüssen führt. Argentinien verfügt über eine große Diversität bei der Landwirtschaft, die dadurch bedingt ist, dass das Land sehr unterschiedliche klimatische und andere Bedingungen aufweist. Das führt dazu, dass das Land sich mit allerlei Produkten versorgt, die andere Länder, die diese Diversität nicht aufweisen, importieren. In keinem anderen Land tritt dieser Umstand so betont auf wie in Argentinien. Zum zweiten hat Argentinien in den vielen Jahrzehnten einer stark geschlossenen Wirtschaft eine Industrie entwickelt, die vielfältig und in vielen Fällen nicht viel anders ist, als analoge Industriebetriebe in fortgeschrittenen Staaten.

			In den letzten drei Jahrzehnten hat sich Argentinien schon weitgehend geöffnet. Das Importvolumen hat sich mehr als verdoppelt, was u.a. dazu geführt hat, dass ein Problem mit den vielen Containern am Hafen von Buenos Aires aufgekommen ist. Diese Öffnung hat schon dazu geführt, dass viele lokale Industriebetriebe aufgeben mussten. Bis in die 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts wurde der lokale Bedarf an Textilien fast vollständig mit lokaler Fabrikation gedeckt. Heute ist über die Hälfte importiert. Ähnlich ist es bei Sportschuhen und vielen anderen Produkten. Die lokale Brillenerzeugung wurde ganz aufgegeben, ebenfalls die Fabrikation vieler Zubehörteile für Kfz. Auf der anderen Seite haben sich die Grundindustrien stark entwickelt, zum Teil schon ab 1970 und dann betont ab 1976 und noch mehr ab 1995, was sich auf Stahl, Aluminium, Petrochemie und Zellulose bezieht. Die Industrie hat somit gegenwärtig eine andere Struktur als vor 20 Jahren, und noch mehr als vor 30 und 40 Jahren.

			Außerdem hat sich bei der Industrie inzwischen ein anderes Konzept durchgesetzt, nämlich die Integrierung mit importierten Teilen. Kraftfahrzeuge wurden bis in die 90er Jahre zu über 80% mit lokaler Wertschöpfung produziert, während es jetzt zwischen 30% und 40% sind. Automobile, Nutzfahrzeuge und Landwagen sind dabei im Verhältnis zu gleichen Modellen, die in in den Industriestaaten erzeugt werden, viel billiger geworden, und die Qualität hat sich der internationalen angeglichen. Das gleiche Phänomen ist auch bei Eisschränken (die importiere Kühlanlagen haben) und etlichen anderen Produkten eingetreten.

			Das ist nicht nur ein argentinisches Phänomen: weltweit hat sich die Industrie viel stärker verflochten, ganz besonders seit China u.a. Staaten der Region als große Fabrikanten aufgetreten sind. Schließlich hat die technologische Revolution, besonders die Computertechnologie und alles was dazugehört, die Industrie auch grundsätzlich verändert. Hier sei bemerkt, dass Argentinien auf diesem Gebiet einen besonders großen Fortschritt verzeichnet und auch “Software” exportiert, weil viele Menschen ein besonderes Talent für diesen Wissensbereich aufweisen, der ein hohes Niveau beim abstrakten Denken erfordert.

			Argentiniens Konkurrenzvorteile

			Dass Argentinien bei der Landwirtschaft gut steht, mit viel niedrigeren Kosten als die EU, ist bekannt. Aber auch bei vielen Industrien steht Argentinien gut da. Die Löhne, und auch die Arbeitskosten, liegen in Argentinien weit unter denen der EU, ganz besonders unter denen Deutschlands. Auch wenn die Löhne in Argentinien real stark zunehmen, und es keine Änderung bei der Belastung der Löhne durch Sozialabgaben gibt, liegen die Arbeitskosten weit unter denen der EU. In Deutschland verdient ein Arbeiter E 35 pro Stunde, was umgerechnet $ 1.575 wären. Der EU-Durchschnitt liegt bei E 27. In Argentinien verdient kaum ein Arbeiter über $ 300 pro Stunde. Somit sollte Argentinien bei arbeitsintensiven Industrien eine gute Möglichkeit  haben, mit der EU zu konkurrieren. Z.B. bei Lederschuhen sollte Argentinien besonders konkurrenzfähig sein.

			Das Abkommen schafft angeblich auch die Differenzialzölle ab, die zwischen einem landwirtschaftlichen Rohstoff und dem aus ihm gefertigten Produkt bestehen, also zwischen Sojabohne und Sojaöl, Weizen und Mehl (und Teigwaren), Rinderhäuten und Leder, u.s.w. Das wäre für Argentinien besonders wichtig, und würde der Speiseölindustrie, den Gerbereien u.a. Industriebranchen einen großen Impuls geben. Die Frage ist hier, ob es auf diesem Gebiet wirklich eine Öffnung und Abschaffung der Diskriminierung gibt, oder ob Hindernisse verbleiben, die eventuell nicht im Zollsatz bestehen.

			Die Mercosur-Problematik

			Während bei der Europäischen Union schon ein effektiver gemeinsamer Markt mit einer einheitlicher Währung und Geldpolitik besteht, ist der Mercosur, der formell 1991 geschaffen wurde, immer noch eine sehr unvollständige Zollunion, mit unterschiedlichen Zöllen gegenüber Drittländern, allerlei Ausnahmeregelungen und einer sehr differenzierten wirtschaftlichen Lage der einzelnen Mitglieder, also an erster Stelle Argentinien und Brasilien. Dabei stellt das Freihandelsabkommen mit der EU für die einzelnen Länder unterschiedliche Probleme. Uruguay und Paraguay dürften kein Problem mit der Öffnung haben, Argentinien und Brasilien hingegen sehr viele.

			Bei Maschinen und Anlagen hat Brasilien eine vielfältige Industrie, Argentinien hingegen nur bei Maschinen für die Landwirtschaft und wenigen anderen Fällen eine. Brasilien hätte bei der Öffnung ein besonderes Problem, weil die Maschinenindustrie technologisch weit hinter der europäischen zurückgeblieben ist, Argentinien hat hingegen auf diesem Gebiet kein Problem, nachdem schon in den 90er Jahren der zollfreie Maschinenimport zugelassen wurde, und die lokalen Fabrikanten eine Subvention erhielten.

			Das Freihandelsabkommen Mercosur-EU erfordert somit auch eine Verhandlung unter den Mercosur-Partnern, die nicht einfach ist. Denn sonst werden die Mercosur-Staaten bei der Verhandlung mit der EU unterschiedliche Positionen einnehmen, und das schafft noch mehr Probleme, als sie ohnehin schon bestehen. 

			Die brasilianische Regierung hat ihre Mercosur-Partner schon unterrichtet, dass sie eine bilaterale Klausel mit der EU anstrebt, bei der das Abkommen schon für Brasilien gilt, auch wenn es von den anderen Partnern und den EU-Parlamenten noch nicht genehmigt worden ist. Präsident Bolsonaro erwartet, dass der Kongress das Abkommen bald positiv verabschiedet. Das klingt jedoch merkwürdig und dürfte zunächst nur ein frommer Wunsche des Präsidenten sein.

			Die landwirtschaftliche Problematik

			Argentinien produziert landwirtschaftliche Produkte nicht nur viel billiger als in der EU, sondern auch in zunehmend höheren Mengen. Als die Verhandlungen über das Abkommen begannen, lag die Produktion von Getreide und Ölstaat bei 50 bis 60 Mio. Jato, und jetzt sind es um die 140 Mio. Mit normalen Preisen, die nicht durch Exportzölle u.a. Maßnahmen gedrückt werden, und zunehmendem Einsatz der schon vorhandenen Technologie (plus derjenigen, die noch kommt), kann Argentinien bestimmt 200 Mio. Tonnen produzieren. Beim Rindfleisch ist die Lage prinzipiell ähnlich, aber nicht entfernt so ausgeprägt wie bei Getreide und Ölsaat. 

			Argentinien ist auf genetisch verändertes Saatgut übergegangen, die EU kaum. Argentinien hat einmal eine extensive Produktion, auf größeren Landgütern, und dann werden kleinere Landgüter von Unternehmen bearbeitet, die die Saat, die Pflege und die Ernte mit großen modernen Maschinen durchführen, so dass dann kleinere Landbetriebe genau so wirtschaftlich sind, wie die großen. In der EU sind die Flächen der Landwirte viel kleiner, und die gemeinsame Verwendung von Maschinen ist begrenzt. Außerdem sind die Löhne für Landarbeiter viel höher. 

			Wenn es zu einem wirklich freien Import von Getreide, Ölsaat, Rindfleisch u.a. landwirtschaftlichen Produkten kommt, dann hat die EU-Landwirtschaft ein großes Problem. Dann muss die landwirtschaftliche Produktion eingeschränkt werden. Im Prinzip sollten viele EU-Landwirte ihre Güter in Golfplätze, Fußballplätze, Tennisplätze und für andere Sporttätigkeit bereitstellen, für die in Ländern mit hohem Wohlstand bestimmt eine hohe Nachfrage besteht. Wenn z.B. ein Golfplatz pro Hektar die gleiche Subvention erhält, wie ein Weizenfeld, dann sollte die Rechnung leicht aufgehen, Die Zahlung, die von den Benutzern gefördert würde, sollte durchaus tragbar sein, und der Landwirt sollte dabei auch ein Einkommen wie jetzt haben. Doch diese Umwandlung wird in der EU genau so als Ketzerei verdammt, wie in Argentinien der Hinweis auf Industriebetriebe, die wegen des Abkommens schließen müssen. 

			Was Landwirtschaft betrifft, so bietet das Abkommen Argentinien auch andere Möglichkeiten. Argentinien produziert Äpfel und Birnen von besserer Qualität als Europa, und könnte diese Produkte, und auch Apfelsaft, in größeren Mengen nach der EU liefern. Ebenfalls ist Argentinien bei Pfirsichen und Pfirsichkonserven sehr konkurrenzfähig, auch bei Trauben für den direkten Konsum, die für diesen Zweck besser sind als die europäischen (die hingegen besser für Wein sind).

			Hinzu kommen dann noch Holz und Holzprodukte. Argentinien hat dank der Förderung der Aufforstung, die ab 1956 und dann noch intensiver ab 1978 eingesetzt hat, eine hohe und zunehmende Holzproduktion, die ohne weiteres weiter zunehmen kann. Auch Tabak, Baumwolle und Gemüse kommen noch hinzu. Spargeln werden schon exportiert, aber es könnten auch Artischocken u.a. Gemüsenarten hinzukommen, wie Erbsen (Porotos), Linsen u.a. 

			Ein besonders Problem stellt sich bei Oliven und Olivenöl, die EU-Produktion verdrängen würden. Auch bei Zucker taucht ein großes Problem auf. Bei effektiv freiem Import würde die argentinische Zuckerproduktion, und noch mehr die brasilianische (die über 10 Mal so hoch wie die argentinische ist), die europäische vollständig verdrängen. Die EU hat beim Zucker ein eigenartiges Subventionssystem, bei dem ein Aufschlag auf den Zuckerpreis erhoben wird, mit dem die Fabrikation subventioniert wird. Es hat lange gedauert, bis die EU aufgehört hat, auch den exportierten Zucker zu subventionieren, und in diesem Sinn die Produktion durch Schließung mehrerer Fabriken zurückgefahren hat. Aber der nächste Schritt ist sehr konfliktiv.

			Schlussfolgerungen

			Die Probleme, die in der EU infolge des Freihandelsabkommens auftreten, sind so gewaltig und auch so vielfältig, dass man gewiss noch viel Diskussion erwarten kann. Beim Rindfleisch setzt das Abkommen ohnehin ein Kontingent fest. Aber es wurde bisher nicht gesagt, ob das absurde Importsystem mit einem variablen Zollsatz (der als Differenz zwischen einem Richtpreis und dem jeweiligen Importpreis berechnet wird) beibehalten wird. Angeblich soll es auch in anderen Fällen Quoten geben, also Mengenbeschränkungen beim Import. Das wäre eine pragmatische Lösung, und auf alle Fälle für die Mercosur-Staaten ein großer Fortschritt. In der heutigen Welt, in der Asien und eventuell auch Afrika für eine zunehmende Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten sorgen, die Argentinien und auch die anderen Mercosur-Staaten erzeugen, ist es wichtiger, bei Lieferungen an die EU den vollen Preis zu erhalten, als viel zu exportieren. 

			Quoten sind in der Ordnung des Welthandels, die in der Welthandelsorganisation (WTO) verbrieft ist, prinzipiell verpönt und nur als vorübergehende Ausnahmen zugelassen, die allerdings in einigen Fällen automatisch verlängert werden. Es handelt sich um einen wichtigen Punkt, der auch eine Lösung für Importe von EU-Industrieprodukten im Mercosur, und besonders in Argentinien, bietet. 

			Die Vereinigten Staaten haben schon eine Reform der WTO-Ordnung gefordert, ebenso wie andere Staaten. Aber weder der Mercosur, noch Argentinien, haben sich dazu geäußert. Anlässlich des Abkommens mit der EU wird jetzt auch die WTO-Problematik in den Vordergrund gestellt. Für Argentinien sind bestimmte Änderungen besonders wichtig, wie einmal der Einschluss von internen Subventionen bei der Exportproblematik, und dann auch die Zulassung von Kontingenten, die in vielen Konfliktfällen Kompromisslösungen erlauben.

			Schließlich wurde auch darauf hingewiesen, dass dieses Abkommen zu Investitionen der EU im Mercosur und dabei auch in Argentinien führen werde. Es ist gewiss möglich, dass sich EU-Industrieunternehmen überlegen, ihre Produktion mit einer Fabrik in Argentinien zu integrieren und in diesem Sinn hier investieren. Aber man soll sich keine übertriebenen Hoffnungen machen. Die Gewinnsteuer ist real, also auf den inflationsbereinigten Gewinn berechnet, in Argentinien sehr hoch, weit über dem EU-Durchschnitt und noch mehr als in den USA. Die nominellen 35% steigen dann auf 50% und auch mehr. Hinzu kommt noch die Vermögenssteuer. Und dann kommt noch das Problem der provinziellen Bruttoumsatzsteuer hinzu. All das wirkt abschreckend, wobei noch die Arbeitsgesetzgebung hinzukommt, die störend wirkt und bei Industriebetrieben, die die technologische Revolution aufnehmen, ungelöste Probleme schafft. Und nicht zuletzt kommt noch das Fehlen eines Kreditsystems hinzu. Der Bankkredit ist so beschränkt und so teuer, dass Unternehmen, die sich in Argentinien niederlassen, davon ausgehen müssen, dass sie von ihren Mütterhäusern oder Banken im Ausland finanziert werden. Und das ist nur ausnahmsweise möglich. Bei EU-Investitionen im Mercosur ist Brasilien viel attraktiver als Argentinien, so dass es eventuell zu Investitionen von EU-Unternehmen in Brasilien kommen kann, die dann dank Mercosur-Abkommen auch Argentinien versorgen.

			Bis das Freihandelsabkommen Mercosur-EU effektiv in Kraft tritt fehlt noch viel, hoffentlich nicht wieder 20 Jahre, wie es bis zur Unterzeichnung des Rahmenabkommens der Fall war. Die argentinische Regierung sollte das Abkommen eingehend studieren und sich auf bestimmte Aspekte konzentrieren, die als wichtig betrachtet werden und bei denen der Freihandel in Kraft treten kann, auch wenn sonst noch unzählige Probleme verbleiben. Die Regierung sollte gut ausgebildete Ökonomen, über die sie in der Verwaltung verfügt, und eventuell auch private, für diesen Zweck einsetzen. Denn es ist keine Arbeit für Bürokraten, die prinzipiell nur Hindernisse schaffen, sondern für kreative und intelligente Fachwirtschaftler.
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